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Beklagter und Revisionskläger9
Prozeßbevollmächtigter:

o o o o o o o o o o o o o o

Der 8° Senat des Bundessozialgerichts hat am

30° Oktober 1969 durch

Senatspräsident S t e n g e 1
—Vorsitzender— ,

Bundesrichter P e t e r s e n ,
Bundesrichter Dr„ S c h w a n k h a r t‚
BundessoZialrichter N a u m a n n ‘ - und

Bundessozialrichterin B e c k e r

fürchcht erkannt;

Auf die Revision des Beklagten werden die Urteile des

Hessischen Landessozialgerichts vom 7° Februar 1968 und

des Sozialgerichts Frankfurt (Main) vom 240 März 1966
aufgehobeno

Der Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialgerichtsber—
keit wird für unzulässig erklärta Auf Antrag des
Klägers wird der Rechtsstreit an das örtlich zuständige
Verwaltungsgericht in Wiesbaden verwieseno
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Die Beteiligten streiten darüber, ob der Beklagte dem

Kläger angeblich zu Unrecht gewährte Versorgungsleistungen

für den Zeitraum erstatten muß, in dem die Lastenaus—

glei0hamhlungen wegen der Versorgungsrente geruht hatteno

Die Landesversicherungsanstalt (LVA) Hessen gewährte der

Haus
fra

u Anna K 1212211:::::::::::::::.1111';1113.«3mit B e s c he id vom 13 o J uni 19 5 0

Witwenrente nach dem Köfperbeschädigtenleistungsgesetz

(KBLG), weil ihr Ehemann Fritz Itzz■xzxxu auf der Flucht

aus Ostpreußen im Jahre 1945 in Pommern verschollen sei°

Durch Qmanerkennungsbescheid vom 230 August 1951 gewährte

das Versorgungsamt die Rente nach dem Bundesversorgungs—

gesetz (BVG) weitere

Der Beklagte, der vom 10 April 1949 an der Hausfrau
K&xzrxmxrä;Unterhaltshilfe nach dem Soforthilfegesetz ge—
zahlt hatte, stellte diese durch Verfügung vom 130 Oktober

1951 ein, weil die Rente nach dem KBLG bzwo BVG und eine

außerdem von der LVA Hessen gewährte Witwenrente zusanmen
den höchstzulässigen Betrag der Unterhaltshilfe überstiegeno

.Nachdem Frau F::j:3;::■ im August 1955 dem Kläger mitge—

teilt hatte, daß ihr
Ehemann in der sowjetisch besetzten

Zone Deutschlands lebe, stellte das Versorgungsamt die

Rentenzahluhg mit Wirkung zum 31° August 1955 ein.

Der Kläger verlangte nunmehr von dem Beklagten Erstattung
des Betrages, den dieser durch die angeblich rechtswidrige

Zahlung der Versorgungsrente an Leistungen nach dem Sofort—

hilfegesetz (SHG) und dem Lastenausgleichsgesetz (LAG)
erspart habe() Der Beklagte zahlte an den Kläger daraufhin
für die Zeit vom 10 April 1949 bis zum 300 Juni 1953 einen
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Betrag von 20C63940 DM° Für die Zeit vom 10 Juli 1953 bis

zum 310 August 1955 lehnte er eine Erstattung in Höhe

von 10560‚—— IM ab, weil Frau K;;:z:;;;nuden nach 5 287 LAG

zur Entstehung des Anspruchs erforderlichen Antrag erst im

Oktober 1955 gestellt haben

Das Sozialgericht (SG) Frankfurt (Main) hat mit Urteil vom

240 März 1966 der zunächst gegen die Bundesrepublik Deutsch—

land (BRD) erhobénen Klage stattgegeben° Der Rechtsweg zu

den SGen sei gegebene Dem Kläger stehe die begehrte Leistung

als öffentlich—rechtlicher Erstattungsanspruch
zu° Auf die

fehlende Antragstellung durch Frau Kt:■t■xnz: komme es

nicht an, weil der Anspruch des Klägers nicht davon abhänge,

daß der persönlich Berechtigte Leistung verlangen könneo Für

Frau Kinz::x:anhabc im übrigen keine Veranlassung bestanden,

während der Zahlung der Versorgungsrente Unterhaltshilfe

zu beantragen° Stelle man es auf das Vorliegen eines

Antrages ab‚ so komme ein Ausgleichsanspruch gegen die

Träger der öffentlichen Fürsorge bzw„ des Lastenausgleichs,

wie ihn @ 81 b BVG vorsehe5 niemals in Betracht; das könne

jedoch nicht Sinn des Gesetzes sein°

Gegen das Urteil des SG hat der Beklagte Berufung eingelegt

und zur Begründung vorgetragen, die mit der Klage begehrte

Leistung entstamme nicht dem Versorgungsrecht, sondern

dem Lastenausgleichsrecht, so daß hierüber nur die Verwal—

tungsgerichte (VG), nicht die SGe zu entscheiden hätteno Auf
jeden Fall sei die Klage unbegründet, da es an dem recht—
zeitigen Antrag der Frau Kä■ii::;ii fehle und außerdem die
tatsächlich gewährten Versorgungsleistungen auch dann zu
berücksichtigen seien, wenn der Kläger sie zu Unrecht er—
bracht habe°
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Das Hessische Landessozialgericht (LSG) hat unter Zu—

stimmung der Beteiligten beschlossen‚ anstelle der BRD den

Kreisaussehuß des Dillkreises als Beklagten in den Rechts—

streit eintreten zu lasseno

Das LSGhat mit Urteil vom 7° Februar 1968 die Berufung
des Beklagten zurückgewiesen° Es ist daVen ausgegangen,

daß der geltend gemachte Erst■ttungsanspruch in @ 81 b

BVG seine rechtliche Grundlage finde, mithin die SGe zur
Entscheidung berufen seien° @ 81 b BVG sei zwar erst am

10 Juni 1960 in Kraft getreten; da er aber durch den in

ihm enthaltenen öffentlich—rechtlichen Erstattungsenspruch

ein altes Rechtsinstitut des öffentlichen Rechts regele9

komme ihm nur deklaratorische Bedeutung zu„ Er sei daher

auch auf bereits vor 1960 entstandene Ansprüche anwendbaro

' $ 81 b BVG wolle den öffentlich—rechtlichen Leistungsträ—

ger letztlich belastet sehen, der bei richtiger Behand—

lung der Sache von Anfang an leistungspflightig gewesen

wäre° Hierbei könne es nicht auf die persönlichen Voraus—

setzungen des geltend gemachten Anspruches, wie Antrag—

stellung u„ä„, ankommen, da ein interner Leistungsaus—

gleich zwischen den beteiligten Behörden schon dann ge—
boten sei, wenn der in Anspruch genommene Leistungsträger

an sich bei objektiver Betrachtung der Verhältnisse

leistungspflichtig gewesen wäreo Das LSG hat die Revision

zugelassen°

Gegendas am28° Februar 1968zugestellte Urteil des LSG
hat der Beklagte mit am 21° März 1968 beim Bundessozial—

gericht (BSG) eingegangenem Schriftsatz Revision einge—

legt und diese mit Schriftsatz vom 220 April 1968, ein—

gegangen beim BSG em 24° April 1968, begründet°
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Er rügt die Verletzung formellen und materiellen Rechts und

meint9 das LSG habe zu Unrecht den Rechtsweg zu den SGen für

zulässig erachtet und dadurch uoa° die Vorschriften der 55 51 SGG,

315 LAG, 81 b BVG und 409 41 der Verwaltungsgerichtsordnung

(VwGO) verletzt Da der Anspruch nicht auf 6 81 b BVG gestützt

werden könne — diese Vorschrift sei ohne rückwirkende ‘

Kraft — begehre der Kläger nämlich keine Ve130rgungsleistung,

sondern eine Leistung aus dem Ausgleichsfonds0 Ein An3pruch

nach dem LAG unterliege jedoch gemo @ 315 LAG der ausschließ—

lichen Zuständigkeit der allgemeinen VGeo An den Voraus—

setzungen des öffentlich—rechtlichen Erstattungganspruches

fehle es schon deshalb, weil der Kläger verpflichtet ge—

we s en se i , an Fre 11 K;:T:::.:':;:;:;.::13:1:::111111:::::Ver SChol lenenrente zu 161 3ten „
Der Zustand der Verschollenheit, von dessen Vorliegen

@ 52 BVG einen Anspruch auf Rente abhängig mache, sei keines—

falls rückwirkend weggefallen9 als sich herausgestellt habe9

daß der Ehemann der Rentenempfängerin noch am Leben seio

De Verschollenheitsbegriff des 5 52 BVG enthalte nicht

die Feststellung des Todes des Verschollenen; vielmehr

bestehe gemo 5 10 Verschollenheitsgesetz bis zur Todeser—
klärung eine Vermutung dafür, daß der Verschollene noch

lebe° Dem Gesetz könne nicht entnommen werden, daß beim
Wiederauftauchen des Verschollenen die Rentenzahlung von

Anfang an zu Unrecht erfolgt sei„ Die Witwenrente hätte

Fre. u Ka‘:::j::;.:;.1'::;:::11:1r;:;.'.Z':.:JdPher nur für die Zukunft ent zogen werden
können(}

H

Er beantragt,

die Urteile des SG Frankfurt (Main) vom
240 März 1966 und des Hesse LSG vom 7° Februar

1968 aufzuheben und die Klage abzuweiseno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen,

hilfsweise,

den Rechtsstreit an das VG in Wiesbaden zu
verweiseno

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffendo

Die Revision ist durch Zulassung statthaft (@ 162 Abs0 1

Nr„ 1 SGG) und von dem Beklagten form— und fristgerecht

eingelegt und begründet worden (@ 164 Abs„ 1 SGG)O

Zweifel ergeben sich an
der Parteifähigkeit (Beteiligten_u

Iä■éqi®des im Berufungsverfahrens als Beklagter be—

nannten Kreisausschusseso Gemo @ 70 Nro 5 SGG sind Behör—

den nur insoweit fähig, am sozialgerichtlichen Verfahren

beteiligt zu sein, als das Landesrecht dies bestimmt() Eine

derartige hessische Vorschrift ist nicht ersichtlich°

@ 45 der Hessischen Landkreisordnung (HKO) ordnet statt—
dessen an9 daß der Kreisausschuß den Landkreis vertritt,

Erklärungen also nur für diesen abgibt0 Das Land Hessen

(Kläger) hätte also die Trägerkörperschaft verklagen

müssen; die Benennung des Kreisausschusses, also des

Vertreters des Kreises„ist aber lediglich eine unrich—
tige Bezeichnung des in Wahrheit Gemeinten, die unschäd—

lich ist° Im Rubrum ist also der Dillkreis, vertreten

durch den Kreisausschuß, aufzuführen; Zweifel an der Zu-

lässigkeit der Revision ergeben sich aus dieser "false

demonstratio" nichto

‘Die Revision ist auch begründet„.

Die Klage kann nur zulässig sein, wenn für sie der Rechts—

weg zu den SGen gegeben iSto Ob das der Fall ist, muß

..7_'
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@ 51 SGG entnommen werden° Die Zugehörigkeit des Rechtsstreits

zur Sozialgerichtsbarkeit (SGb) ergibt sich nicht etwa aus

5 149 SGG, der die Berufung in Ersatz— oder Erstattungs- ‘

streitigkeiten zwischen Behörden, Körperschaften oder An—

stalten des öffentlichen Rechts wegen Rückerstattung von

Leistungen regelt, Diese Vorschrift betrifft nur die Be—

rufung, nicht den Rechtsweg° Sie setzt vielmehr die Zulässig—

keit des Rechtswegs zu den SGen voraus (Otto, Ersatzansprüche

von Sozialversicherungsträgern gegen Sozialhilfeempfänger,

Soners0 1966, 521, 322; Sellmann, Zur Zuständigkeitsab—

grenzung zwischen den allgemeinen Verwaltungsgerichten und

den Sozialgerichten, Deutsches Verwaltungsblatt 1966,

154, 156)0

Der Rechtsweg zu den SGen ist gemäß @ 51 SGG nur dann er—
öffnet, wenn es sich vorliegend um eine öffentlich—rechtliche

Streitigkeit in Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung

handelt°

Öffentlich—rechtlich ist eine Streitigkeit, die sich aus
Rechtssätzen ergibt, aus denen nur Träger öffentlicher Gewalt

berechtigt oder verpflichtet werden (Wolff, Verwaltungsrecht I,

7° Aufl° 1968, 5 22 II 0, So 93; Baumhach—Lauterbach, ZPO,

29, Aufl0 1966, 5 15 GVGAnm° 5)° Die Einordnung des Erstat-
tungsanspruchs in das öffentliche Recht ergibt sich aus 5 81 b
BVG; diese Vorschrift, die zwar erst durch das 10 Neuordnungs—

gesetz (NOG) mit Wirkung vom 1° Juni 1960 in Kraft getreten

ist und die den internen Leistungsausgleich der öffentlich—

rechtlichen Leistungsträger als öffentlich—rechtlichen, aus
allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grundsätzen hergeleiteten

Ausgleichs— oder Erstattungsanspruch regelt, hat nur klarstel—
lende, nicht anspruchsbegründende Bedeutung (DtschoBf, 50

Wahlp° 1957, BT—Drucks, 1825 So 12), weil sie den vorher ge—
setzlich nicht geregelten Rechtszustand lediglich bestätigt

_ 8 _
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und aufrechterhält° Damit hat sich an der bisherigen Rechts—

natur des Erstattungsanspruchs als eines öffentlich—recht—

lichen Anspruchs nichts geänderto

Gehört somit der Klaganspruch dem öffentlichen Recht an,

so bleibt zu prüfen, ob er als Angelegenheit der Kriegs—

opferversorgung anzusehen isto Hierunter fallen die Ange—

legenheiten der von dem Gesetz über die Versorgung der

Kriegsopfer erfaßten - mit Ausnahme der @@25 bis 27 BVG —
und der den Kriegsopfern gleichgestellten Personen (BSG9

Urteil vom 100 November 1955 — 8 RV 273/54 — NDV 19569 2029

203; Urteil vom 28. Februar 1959 — 11/8 RV 67/57 —BSG 109
206, 207; Urteil vom 26, April 1967 — 9 RV 1072/65 in
ZfS 1968, 219 22)° Ob ein Anspruch nach & 81 b BVG — und
damit auch der durch diese Vorschrift bestätigte, bereits

vorher bestehende Erstattungsanspruch verschiedener Lei—

stungsträger — der SGb unterliegt (vglo zu 5 81 b BVG LSG

Nordrhein—Westfalen, Urteil vom 300 August 1968? SGb 1969,

115, 116 mit zustimmender Anmerkung von Gurgel; LSG Baden—

Württemberg, Urteil vom 8° Februar 1968, SGb 1968, 259)9

hängt davon ab, ob der Leistungsträger, von dem eine Lei—

stung verlangt wird, der SGb oder der allgemeinen Verwal—

tungsgerichtsbarkeit oder der Zivilgerichtsbarkeit unter—

liegt (BSG 16, 151, 153; Gutachten NDV 1964‚ 457; Giese7
Zum Rechtsweg für öffentlich—rechtliche Erstattungsan—

sprüche von Behörden der Kriegsopferversorgung gegen Träger

der Sozialhilfe, ZfS 1967, 292)°

Es genügt zur Annahme einer Angelegenheit der Kriegsopfer—

versorgung nicht, daß eine Versorgungsbehörde am Rechts—

streit beteiligt ist (aA° Sellmann, Zur Zuständigkeite—

abgrenzung zwischen den allgemeinen VGen und den SGen7

DVB1 19669 154, 156)„ Das hat das BSG nie ausreichen lassen
(vgl° BSG 10, 2065 23, 213)° Ein Versorgungsträger kann

...9..
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auch an einem bürgerlichen Rechtsstreit nach 5 13 GVG

beteiligt seino Aus dem Aufgabengebiet der Prozeßbe—

teiligten kann daher nicht auf die Zugehörigkeit des

Rechtsstreits zu einer Angelegenheit der KOV geschlossen

werdeno

Entscheidend für die Zuordnung des Verfahrens zu den Ange—

legenheiten der KOV ist die Natur des dem Klaganspruch zu—

grunde liegenden Rechtsverhältnisses (BSG 1‚ 174, 176; 11, 63,

64; BGHZ 29y 187, 189)„ Der Anspruch des Klägers9 der aus
dem Rechtsinstitut der öffentlich—rechtlichen Ersatzpflichten

hergeleitet wird und jetzt in 5 81 b BVG in Gesetzesform ge—
kleidet werden ist, ist - wie bereits vorstehend dargelegt —
öffentlich—rechtlicher Natur° Aus dieser öffentlich-recht—

lichen Natur des Erstattungsanspruchs ergibt sich jedoch

nicht ohne weiteres der Rechtsweg zu den Gerichten der

Sozialgerichtsbarkeit 1080 des @ 51 SGG (Giese, Zum Rechts—

weg für öffentlich—rechtliche Erstattungsansprüche von Be—

hörden der Kriegsopferversorgung gegen Träger der Sozialhilfe,

zrs 1967, 292, 293; ders° Gutachter, NDV 1967, 342)„ Die

Kennzeichnung eines Anspruchs als dem allgemeinen Verwaltungs—

recht‘zugChörig bedeutet lediglich, daß er im wesentlichen

für alle verwaltungsrechtlichen Rechtsgebiete anwendbar ist,

jedoch noch keineswegs, daß er nicht im Rahmen eines kon-

kreten Sachverhalts Teil eines verwaltungsrechtlichen Sonder-

gebietes sein kann" 80 gehört nach dem BSG der Streit über
den Erstattungsanspruch des Trägers der Kriegsopferversorgung

gegen den Unfallversicherungsträger wegen der Kosten, die der
Versorgungsverwaltung dadurch entstanden sind, daß sie einem
Hinterbliebenen an Stelle der Unfallversicherung ärztliche Be—

handlung gewährt hat, vor die SGe (BSG 16, 151; 16, 222)„ Die
Ableitung des Anspruchs aus dem allgemeinen Verwaltungsrecht

genügt also nicht zur Bestimmung des zulässigen Rechtswegeso

_ 10 _
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_ 10 _

Die Entscheidung über den Klaganspruch verlangt die Prüfung

von Vorschriften des BVG° Trotz der weiten Formulierung des

@ 51 SGG reicht es für die Zulässigkeit des Rechtsweges zu

den sGen nicht aus, daß ein Streitbeteiligter auf einem der

in 5 51 sGG bezeichneten Gebiete tätig ist, und daß der

materielle Streitstoff — und sei es auch nur der inzidenter

zu entscheidende — wenigstens zu einem wesentlichen Teil

eines der in 9 51 SGGaufgeführten Gebiete betrifft (sodazu

- Franz: Unter welchen Voraussetzungen ist der Rechtsweg zu

den SGen bei der Austragung von Erstattungsstreitigkeiten

zwischen öffentlich—rechtlichen Körperschaften einzuschla-

gen, Soners 19679 97, 99)° Es kommt für die Entscheidung
über den zulässigen Rechtsweg auch nicht darauf an9 ob Vor—

fragen, die ihrer Natur nach zum Bereich der in 5 51 SGG

genannten Gebiete gehören, zu prüfen sindo Das ergibt sich

schon aus den Vorschriften über die Aussetzung des Ver—

fahrens, wenn die Entscheidung von nach einem ande1cn

Rechtsgebiet entstammenden Vorschriften zu beurteilenden

Fragen abhängt (vg1„ @148 ZPO, @114 SGG)„ Vorfragen‚

ganz gleich in welchen Rechtsbereich sie einzuordnen sind‚

bestimmen nicht den für die Streitigkeiten eröffneten Dechtsi

weg„ Dieser richtet sich vielmehr nach dem Kern des Streit—

gegenstandes (Peters/Sautter/Wolff, Kommentar zur Sozial—
gerichtsbarkeit‚ S° 103)o

Entscheidend für die Zulässigkeit des Rechtsweges zu den

SGen ist mithin9 ob der Klaganspruch unmittelbar aus
einem der in 5 51 SGG genannten Rechtsgebiete herzuleiten

ist0 Das BSG hat9 soweit ersichtlich, die Frage9 ob ein
Ersatzanspruch des Trägers der Kriegsopferversorgung gegen
den Träger des LA in den Bereich der Kriegsopferversorgung

oder des LAG gehört, noch nicht entschieden° Allerdings
liegen'Urteile in ähnlich gelagerten Fällen

vor; hier haben

die Gerichte die Zulässigkeit des Rechtswegs zu den SGen
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verneint (für den Rückerstattungsanepruch der Versorgungs—

verwaltung gegen Erben eines Versorgungsberechtigten: BSG

159 14; für Ersatzanspruch der Versorgungsvcrwaltung gegen

den Träger der Sozialhilfe: Urteil vom 1101201968 — 10 RV

606/65 — und vom 801001969 — 9 RV 430/67 —; für Anspruch

einer BG gegen den Sozialhilfeträger LSG Baden—Württemberg‚

Urteil vom 80201968, SGb 1968, 259 und VG München, Urteil

vom 250701967, ZfF 1968, 121)o Allein das LSG Nordrhein-

Westfalen hat einen Fall der vorliegenden Art entschieden

und den Rechtsweg zu den allgemeinen VGen für gegeben

angesehen (Urteil vom 300801968, SGb 1969, 113)0

Der Kläger macht zwar keinen auf ihn von der Ehefrau des

Verschollbnen übertragenen oder kraft Gesetzes über—
'gangenen LA—Anspruchgeltendo Für diesen wäre, da der

Anspruch durch gewillkürten oder gesetzlichen Wechsel des

Rechtsinhabers seine Natur nicht verändert, der Rechtsweg

zu den VGen gegeben (@ 315 LAG)„ Der Klaganspruch ist im
Falle seines Bestehens als vereinfachte Abwicklung zweier

fehlgeschlagener Leistungsverhältnisse anzusehen (Giese,

zrs 1967, 292, 293; BSG16, 151, 157)° Diese Form des
Ausgleichs entlastet den Bezieher von Versorgungsrente von
der Pflicht, seinerseits erst die zu Unrecht empfangenen

Leistungen zurückzahlen und dafür den Träger des L■”in

Anspruch nehmen zu müssena Demnach richtet sich die Ver—

pflichtung des Beklagten ausschließlich nach den Bestim—

mungen des LAG° Nur aus dem Verhältnis des Beklagten zur
Ehefrau des Verschollenen können sich deshalb Leistungs—

grund und Höhe des Klaganspruchs ergeben° Zwar hängt die

Frage, ob der Anspruch nach dem LAG zu Recht ruhte, von
der Rechtmäßigkeit oder Rechtswidrigkeit der vom Kläger

gewährten Leistungen ab° Da sich aber aus dem BVG selbst,

s0weit es hier zu berücksichtigen ist, ein Ersatzanspruch

des Klägers nicht ergeben kann, ist die Rechtmäßigkeit der
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Versorgungsleistung nur eine Vorfrage, die Zu prüfen das

VG berechtigt isto Mithin läßt sich der Klaganspruch nur

aus dem LA—Recht herleiten9 wenn auch Probleme aus dem

Kriegsopferrecht als Vorfragen zu berücksichtigen sein

werden; deshalb sind gerno @515 LAG und 5 40 Abs° 1 VwGO
allein die allgemeinen VGe zur Entscheidung berufen_

(ebenso BVerWGEvom20701969- V 0 880168in ZLA 16/1969'
80 249 und BSG vom 801001969 — 9 RV 430/67)° Demgemäß hat

das Berufungsgericht den Rechtsweg zur Sozialgerichtsber—

keit zu Unrecht bejaht°

{Auf die Revision des Beklagten sind daher die Urteile

des SG und des LSG aufzuhebeno Auf den nach 5 52 Abso 3
SGG erforderlichen und hilfsweise gestellten Verweisungs—

atrag des Klägers ist der Rechtsstreit an das zuständige

VG Wiesbaden zu verweisen0

Eine Kostenerstattung entfällt nach @ 193 Abso 1 und 4
SGGO
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